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Die Sozialstruktur der SPD 1945 - 1990 

Grundlagen und Perspektiven der Analyse' 

Der folgende Beitrag beschreibt Quellen und Forschungsperspektiven einer Sozialstruk­

turanalyse der SPD, wie sie sich im Rahmen eines derzeit am IGA laufenden DFG­

Projekts "Mitgliedschaften und soziale Strukturen der Parteien des linken Spektrums in 

den westlichen Besatzungszonen und in der Bundesrepublik Deutschland" ergeben." 

Die SPD als politische Partei einer sozialen Klasse verstand sich seit ihren Anfängen als 

Mitgliederpartei. Schon früh nahm auch die Parteienforschung diese Sichtweise auf. Ro­

bert Michels beleuchtete den Ansatz "Mitgliederpartei" kritisch, indem er die Ohnmacht 

des Mitglieds in einer sich oligarchisierenden Partei betonte. 3 Dass die SPD heute nach 

ihrem Weg durch die deutsche Geschichte sich selbst die Floskel zuschreibt, in der "Neu­

en Mitte" angekommen zu sein, verv.;eist neben Wandlungen in ihrer Programmatik und 

politischen Praxis auf fundamentale Veränderungen der personellen Basis bei ihren Mit­

gliedern, Funktionären und Mandatsträgern, also bei ihrer Verankerung in einer Gesell­

schaft, die sich längst nicht mehr dichotomisch als bürgerlich versus proletarisch begrei­

fen lässt, wenn denn dies jemals zutreffende Lagerbeschreibungen waren. 

Obwohl die Partei selbst, die politische Öffentlichkeit und die zeithistorische Parteienfor­

schung immer wieder auf den sozialen Wandel der SPD rekurriert haben, blieb doch die 

Datenbasis solcher Bezüge und Argumentationen meist schmal und ungesichert. Den­

noch wurden hierauf \Veitreichende Annahmen und Schlussfolgerungen gestützt.~ Infor­

mierter waren Studien mit kleinräumigeren Ansätzen, die aber notwendigerweise keine 

überregionalen Datensätze bieten konnten.5 Dieser Forschungsstand bleibt um so ers-

Der Text basiert auf einem Beitrag im Kolloquium "Sozialstrukturen und soziale Bewegun­
gen" am IGA vom Mai 1998. 
Das Projekt insgesamt wird im Abschnitt "Berichte aus dem Institut" des hier vorliegenden 
Heftes unter dem Projekttitel vorgestellt. 
Robert Michels, Zur Soziologie des Parteiwesens in der modernen Demokratie. Untersuchun­
gen über die oligarchischen Tendenzen des Gruppen Iebens, Stuttgart 1989'. 
Ein Beispiel ist der kleine Zahlenanhang des ansonsten nützlichen Beitrags von Helga Gre­
bing, Die Parteien, in: Wolfgang Benz, Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, 
Bd. I: Politik, Frankfurt/Main I 993, S. 7 I- I 50. 
Besonders die inzwischen zahlreicheren Untersuchungen zur \Viedergründungszc it der SPD 
nach I 945 liefern meist auch sozialstrukturel!e Angaben, so etwa Katrin Kusch , Die Wieder­
gründung der SPD in Rheinland-Pfalz nach dem Zweiten Weltkrieg ( I 945- I 95 I). MairlZ 
I 989, S. 57 ff. 
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taunlicher, als sich die Geschichtswissenschaft und in ihr die Zeitgeschichte schon vor ei­

nigen Jahrzehnten sozialwissenschaftliehen Methoden und Herangehensweisen geöffnet 

hatten, ja inzwischen schon wieder eine Abwendung von dieser Ansatzweise hin zu kul­

turgeschichtlich ausgerichteten Sichtweisen eintrat.6 Eine breite, sozialgeschichtlich fun­

dierte Analyse des personellen Wandels der SPD blieb bis heute aus. Für sie fehlte vor al­

lem eine umfangreiche und verlässliche Datenbasis. Diese soll nun durch das oben ge­

nannte DFG-Projekt für die SPD, darüber hinaus für das gesamte Parteienspektrum be­

reitgestellt werden. 

Bevor die Quellen zur Sozialstruktur der SPD und sich daraus abzeichnende Forschungs­

perspektiven dargestellt werden, wird die Sozialstrukturanalyse der bundesrepublikani­

schen Sozialdemokratie in einem allgemeineren theoretischen Kontext verankert. 

Theoretische Überlegungen und Grundlagen 

Forschungen über Parteimitglieder, Parteifunktionäre und Mandatsträger durchzuführen, 

setzt die Annahme voraus, dass diese Gruppen von großer historischer Relevanz für die 

Geschicke und die Wirkungsmächtigkeit von Parteien und damit zentral für die Parteien­

geschichte sind . Ein Katalog der Funktionen von Parteimitgliedern verweist denn auch 

auf die Wichtigkeit zunächst dieser Gruppe: Im politischen System der Bundesrepublik 

definiert sich politische Willensbildung als von unten nach oben laufender Prozeß. iv1it­

glieder und Funktionäre der unteren Ebene erledigen die politische Kleinarbeit- "Lob 

und Ehr' dem Funktionär!"7 - , über sie wirkt die Partei weiter in die Gesellschaft hinein, 

sie sind eine wichtige Finanzquelle für die Parteien und stellen ihr personelles Rekrutie­

rungsreservoir dar. 8 Gerade für die SPD als Inbegriff einer Mitgliederpartei scheint all 

dies selbstverständlich zu sein. Weitet man den Blick in die Geschichte und auf andere 

Parteien, muß aber differenziert werden. 

So ist die Entstehungsgeschichte der deutschen Parteien seit dem frühen 19. 1 ahrhundert 

nicht allein von ihrer sozialen Basis her zu verstehen . Das Regierungs-, Verfassungs- und 

Wahlsystem, die rechtlichen und tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten von Parteien, 

zeitweise unter den Bedingungen obrigkeitlicher Repression, sowie ideelle Konzeptio­

nen und Weltbilder waren unter anderem mächtige Faktoren, die die Entwicklungswei­

sen und Gruppierungen von Parteien beeinflußten .9 Aus einer noch so genauen Kenntnis 

6 Als kritischer Überblick Hans-Uirich Wehler, Die Herausforderung der Kulturgeschich te, 
München 1998. 
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SPD, Bezirk Franken, Jahresbericht für das Jahr 1950 zum Bezirksparteitag . Das Zitat bezieht 
sich ausdrücklich auf die kleinen Funktionäre in den Orts vereinen. 
Noch 1997 machten die Mitgliederbeiträge etwa 56 Prozent der Einnahmen der SPD aus. 
"CDU sammelte 1997 die meisten Spenden", in: SZ, Nr. 28, 4.2. 1999, S. 2. 
Vgl. Thomas Nipperdey, Grundprobleme der deutschen Parteigeschichte im 19. Jahrhu ndert, 
in: Gerhard A. Ritter (Hg.), Die deutschen Parteien vor 1918, Köln 1973 , S. 32-55, mit 
Schwergewicht auf der Geschichte des Liberalismus. 



von Parteimitgliedern allein - wenn man sie denn hätte - ergäbe sich keine streng lineare 
Erklärung der Geschichte von Parteien. 

Auch für die bundesrepublikanische Geschichte sind Position und Funktion des Mit­

glieds zu differenzieren, wie einige Beispiele zeigen: Die FDP kann dem Typ Funktio­

närs- und Mandatsträgerpartei zugeordnet werden, die Massenrekrutierung eher auf der 

Wahlebene anstrebt. Obwohl die CDU aus ihrem volksparteilichen, auf eine Union der 

Mitte zielenden Anspruch heraus nach der SPD zur stärksten Mitgliederpartei wurde, war 

diese hohe Mitgliederzahl durchaus damit vereinbar, dass die CDU noch Anfang der 

sechziger Jahre als "Wahlverein" erschien, in dem die Mitglieder nur bedingt auf Partizi­

pation drangen.10 Und die Mitgliedschaft in der SPD konnte nach 1945 noch milieu-und 

traditionsgetragen sein oder aus der Erfahrung der Leidensgemeinschaft unter dem Na­

tionalsozialismus resultieren" , aber ebenso einem individuellen Karrierekalkül entsprin­

gen12, und in den sechzigerund siebziger Jahren, als partizipationsverlangende Mittel ­

schichten in die Partei drangen, eher an der Venvirklichung programmatisch formulierter 

Politikinhalte orientiert sein. Die damit angedeutete Bandbreite historischer Eigenarten 

der Parteimitgliedschaft verweist zum einen auf ihre Komplexität, die jeweils im Detail 

und differenzierend im Zeitablauf zu erforschen ist, zum anderen darauf, dass nur mit 

möglichst umfassenden Informationen über die Parteimitglieder die historischen Sach­

verhalte aufzuklären sind. 

Nimmt man die Sozialstruktur in den Blick, gibt es hier keine einfache Verbindung zwi­

schen der sozialen Zusammensetzung des Personals und dem Wesen einer Partei. Es 

scheint zwar unumstritten zu sein, dass sich in einem wechselseitigen Prozeß Bindungen 

zwischen sozialstrukturell unterscheidbaren Bevölkerungssegmenten und bestimmten 

Parteien hergestellt haben und herstellen. Dadurch erst wurden Parteien zur Schnittstelle 

zwischen Gesellschaft und Staat. Doch die genaue Art dieser Bindung und ihre kausale 

Reichweite für politisches Verhalten im Zeitverlauf gehören zu den zentralen und zu­

gleich umstrittensten Fragen der Parteienforschung.i.1 

10 

II 

So die Einschätzung von Dietric h Thränhardt, Gesc hi chte der Bundesrepubli k Deutschland, 
Frankfurt!Main I 996, S. I 60 f. 
D ie Wirkung von T raditionslinien zeigt z.B. Bernd Rabe, Der sozialdemokratische Charakter. 
Drei Generationen aktiver Parteimitglieder in einem Arbeiterviertel, Frankfu11/Main, Ncw 
York I 978, für Hannover-Linden auf. 
Der schnelle Anstieg der Mitgliederzahlen vor der Währungsreform 1948 und der rasche Ab­
fall mit ihr und danach sollten unter anderem auch unter der Fragestellung individueller Vor­
tcil serwartungen untersucht werden. 
Grundlegend: Maurice Du verger, Politische Parte ien und soziale Klassen , in: Gilbe11 Ziebura 
(Hg.), Beiträge zur allgemeinen Parte ien lehre. Zur Theorie, Typologie und Vergleichung poli­
tischer Parteien, Darmstadt I 969, S. 413-430. Rainer M. Lcpsi us, Parte iensystem und Sozial ­
struktur. Zum Problem der Demokrati sierung der deutschen Gesellschaft, in: Gerhard A . Rit­
ter (Hg. ), Die deutschen Parteien vor 191 8, Köln 1973, S. 56-80. Kar! R ohe, Wahlen und Wäh­
lertrad it ione n in Deutschland. Kulturelle Grundlagen deutscher Parteien und Parte iensysteme 
im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt!i'v1 ain 1992. Ulrich von Alemann, Parte ien und Gesell­
schaft in der Bundesrepublik. Rekruti e rung, Konkurrenz und Responsivit ät, in: Alf Mint-
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Theoretisch liegen die Schwierigkeiten erstens in der Abgrenzung der einzelnen sozial­
strukturellen Kategorien einer Analyse. Der häufig verwandte Oberbegriff "Angestellte" 

etwa gliederte sich in der historischen Realität in mehrere Hierarchiestufen auf, die sehr 

verschiedene Lebenspositionen festlegten. Zweitens liegen sie darin, dass sich verschie­

dene analytische Kategorien in einem Individuum treffen: der Katholik, der zugleich Ar­

beiter ist. Drittens verbindet sich mit solchen Kategorien keine eindeutige und gleichmä­

ßige Neigungskraft zu einer Partei hin. Auch hier ist immer zu historisieren: Ein statisti­

scher "Industriearbeiter" steht 1870 in anderen Konstellationen als 1990. Ein formalsta­

tistisch erhobenes Kriterium wie ein hoher Bildungsabschluß kann 1955 auf eine 

bildungsbürgerliche Herkunft, eine aussichtsreiche Berufsperspektive und vieHeicht eine 

Neigung zum Unionslager verweisen. Das gleiche Kriterium kann 1989 eine Aufsteige­

rin aus einer niedrigqualifizierten Arbeiterfamilie zeigen, deren Bildungsdiplom sie in 

eine ungewisse berufliche und materieJ.le Zukunft entläßt und die ihre Sozialstrukturelle 

Herkunft nicht mehr in einer solchen Weise empfinden oder deuten mag, dass daraus eine 

parteipolitische Präferenz entstehen \vürdc.1-l Offenbar sind die sich aus der Sozialstruk­

tur ergebenden Lebensergebnisse für Individuen komplexer geworden, und daraus resul­

tierende parteipolitische Kausalitäten sind schwerer zu fassen. 15 Zudem ist zu beobach­

ten, dass von der Sozialstruktur her zumindest kein monokausaler Weg dahin führt, in 

welchem Umfang Parteien überhaupt Bindekraft gegenüber sozial unterschiedenen Be­

völkerungsgruppen entfalten konnten. 

Die bisher angestellten Überlegungen sollen zweierlei betonen: Erstens muß eine Sozial­

strukturanalyse von Parteien vielschichtig argumentieren und sich der zahlreichen Wir­

kungs- und Einbettungszusammenhänge der reinen Daten bewußt sein . Zweitens bedarf 
der Erkenntnisfortschritt aber möglichst umfassender und gesicherter, je nach Fragestel­

lung auch unterschiedlicher Daten. Die sozialwissenschaftliche und zeithistorische For­

schung hat einen hohen Reflexionsgrad darüber erreicht, wie je verschieden die histori­

sche Wirkungsmächtigkeit von Sozialstruktur zu beschreiben ist. 16 Das setzt aber für jede 

Phase der Bundesrepublik die genaue Kenntnis dieser Sozialstruktur voraus. 

15 

16 
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zel/Heinrich Oberreuter (Hg.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 1992', 

S. 89-130. 
Zur Entwicklung von Bildungs- und Berufschancen vgl. Klaus Köhle, Bildungsrestauration, 
"Bildungskatastrophe", Bildungsexplosion: Die Entwicklung des Bildungssystems in der 
Bundesrepublik von 1945 bis heute, in : Robert Bettlage (Hg.) , Die Bundesrepublik. Eine hi­
storische Bilanz, München 1990, S. 234-254. 
Als Einführung in empirische Ergebnisse und Theorien: Stefan Hradil, Individualisierung, 
Pluralisierung, Polarisierung: Was ist von den Schichten und Klassen geblieben~ in: Hcttlage, 

Die Bundesrepublik, S. 111-138 . 
Differenziert und konzis bei i'vhchael Vester, Zwischen Klassengesellschaft und Indi viduali­
sierung. Zum Wandel der sozialen Milieus in der Bundesrepublik, in: Michael Buckmil­
ler/Joachim Pereis (Hg .), Opposition als Triebkraft der Demokratie. Bilanz und Perspekti ven 
der zweiten Republik. Jürgen Seifert zum 70. Geburtstag, Hannover I 998, S. 510-524. 



Grundsätzlich werden durch den Einbezug von Mitgliedern bei der Analyse der Sozial­

struktur von Parteien Einengungen auf Eliteansätze vermieden. Wird dem Parteimitglied 

dadurch Gev.:icht beigemessen, bleibt andererseits die Problematik, dass die Handlungs­

und Einflußmöglichkeiten des einzelnen Mitglieds ohne Funktion und Mandat immer ge­

ring geblieben sind. 17 Leugnet die Parteirhetorik dies aus taktischen Gründen auch meist 

konsequent, ziehen doch Repräsentativsystem sowie Zeit- und Ressourcenknappheit dem 

Mitglied enge Grenzen bei der Partizipation - ein fundamentales Dauerproblem sich de­

mokratisch legitimierender Gesellschaftssysteme. 

In die politische Verantwortung rücken faktisch die Parteifunktionäre aller Ebenen. Ihre 

Untersuchung legitimiert sich schon allein aus ihrem politischen Gewicht heraus. Gerade 

im Kontrast zu den Mitgliedern wird dabei aber eine Sozialstrukturanalyse ergiebig. Zum 

einen können an die Funktionäre alle die Mitglieder betreffenden Fragen angelegt wer­

den, beispielsweise die nach sozialen Öffnungs- und Abschließungsprozessen gegenüber 

der Gesamtbevölkerung, nach der Verankerung in Milieus usw. Wichtig werden vor al­

lem Befunde abweichender Sozialstruktur zwischen beiden parteiinternen Gruppen. Hier 

können ungleichzeitige Prozesse des sozialen Wandels auftreten, wenn etwa Akademi­

sierung, Verbürgerlichung und Verjüngung der SPD im Funktionärsbereich früher als 

unter den Mitgliedern zu beobachten waren. 18 Überhaupt ist zu fragen, inwiefern die Par­

teibasis in sozialer Hinsicht von ihresgleichen repräsentiert wurde oder ob die eigentli ­

chen Parteiaktiven eine sozial distanzierte Gruppe waren. Die empirischen Probleme mit 

dem Datenmaterial einmal unberücksichtigt gelassen, dürfen Befunde und darauf aufbau­

ende Bewertungen dabei nicht von einer einfachen Similaritätsanforderung zwischen 

Mitgliedern und Funktionären ausgehen. Funktionskarrieren in der Partei waren zumin­

dest in der frühen Bundesrepublik mit sozialem Aufstieg verbunden , die Parteisekretäre 

kamen meist aus der (Fach)Arbeiterschaft. 19 Dennoch konnten Funktionärsgruppen, die 
nach formalstatistischen Kriterien wie auch nach realen Lebenszusammenhängen als so­

zial höhergestellt zu beurteilen sind, aufgrund ihrer persönlichen Biographie sowie der 

Art ihrer Tätigkeit in der Partei und in sonstigen politisch-gesellschaftlichen Funktionen 

eng an die Lebenserfahrungen der Basis angebunden blciben.20 

Die für die Funktionäre geschilderten Überlegungen gelten ebenso für die f->·1andatsträger 

aller Ebenen. Allerdings sind für die Abgeordneten zusätzliche spezifische Fragestellun-

Ii 

18 

19 

~0 

Reali stisch dazu Heino Kaack, Geschichte und Struktur des deutschen Parteiensystems, Opla­
den I 97 I, S. 4 70-482. 
Peter Lösche, Kleine Geschichte der deutschen Parte ien , Stuttgan u.a. 1994', S . 135 f. 

So das vorläufige Ergebnis einer noch nicht abgeschlossenen Erhebung zu Parteia ngeste llten 
der SPD. 
Raine r Boverrnann , Das .,rote" Rathaus. Die Sozi aldemokrati sierung des Ruhrgebietsam Bei­
spie l Dortmund 1945- I 964, Essen 1995, S. 154. Zu "basisnahen Eliten" der SPD aur örtlic her 
Ebene Stefan Goch, Sozi al demokrati sche Arbeiterbewegung und Arbei te rkultu r im Ruhrge­
biet. Eine Untersuchung am Beispiel Gelsen kirchen I 848-1 975, Düsse ldorf 1990, S. 477-4 79 , 
499. 
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gen einzubeziehen. So ist davon auszugehen, dass aus der Parlamentsarbeit typische An­

forderungen für das Sozialprofil der Abgeordneten resultiertcn. 21 

Aus der Sozialstruktur einer Partei ergeben sich vielfache Wirkungen auf ihre Politik, die 

an dieser Stelle nur in wenigen Linien angedeutet werden können, um zumindest Dimen­

sionen zukünftiger Untersuchungskonzepte zu umreißen. Die soziale Zusammensetzung 

der Mitglieder schafft für eine Partei Bewegungsspielräume und setzt ihr zugleich Gren­

zen. Mitglieder bedeuten zunächst je spezifische personelle, finanzielle und geistige Res­

sourcen, auf die die Parteimaschinerie auf sehr unterschiedliche Weise zurückgreifen 

kann: Milieugebundene oder ideologisierte Mitglieder etwa werden andere Verhaltens­

richtungen und -weisen einschlagen als rational interessenkalkulierende. Zugleich resul­

tiert aus der sozialen Zusammensetzung der Mitgliedschaft ein zeitlich und räumlich be­

schreibbares, sich wandelndes Interessenset der Basis, das in einem Mindestmaß von den 

eigentlichen Parteiaktivisten bedient werden muß, soll die Überlebensfähigkeit der Partei 

oder zumindest ihre Identität und innere Legitimierung nicht gefährdet werden. Die Zu­

sammenhänge sind dabei komplex: Die Interessen sind interpretierbar, vermittelbar, die 

Mitglieder ohne Amt und die Funktionäre stehen in einem Kräftefeld, in dem für die Be­

teiligten unbewußt bleibende Verschiebungen stattfinden können oder auch gezielte 

Steuerungseingriffe versucht werden. Jedenfalls transformiert sich die Sozialstruktur der 

Partei nicht unmittelbar in Politik. Andererseits bleibt die politische Handlungsfähigkeit 

einer Partei ohne möglichst genaues Eigenwissen um ihre Sozialstruktur begrenzt, und 
die historische Analyse kann ohne dieses Wissen nur verzenende Teilerklärungen der 

Parteigeschichte finden. 

Drei Beispiele für historische Wirkungsweisen der sozialen Struktur von Parteien: a) Die 

soziale und damit interessenmäßige Zusammensetzung der Mitglieder bestimmt nicht 

unwesentlich den Koalitionsspielraum einer Partei. Im Extremfall können aber Spitzen­

funktionäre die politische Generallinie einer Partei über die Mitglieder hinweg neu aus­

richten und damit sozialstrukturell an sich nicht zu erwartende Koalitionen eingehen, wie 

dies bei der FDP 1982/83 zu beobachten war. Hier kam das parteiinterne Kräftefeld wie­

der ins Gleichgewicht, indem ein Teil der die alte Linie befürwortenden Mitgliederschaft 

austrat, während Neumitglieder den V/echse! abstützten, verbunden mit nicht unerhebli­

chen sozialen Verschiebungen unter den Mitgliedern.12 b) Mit dem allgemeinen Soziai­

strukturwandel in der Bundesrepublik derfünfzigerund sechziger Jahre veränderte sich 

auch die soziale Zusammensetzung der SPD. Während dabei Ein- und Austritte noch in 

gewissem Umfang der Steuerung durch die Partei zugänglich waren - zu denken ist an 
gezielte Werbemaßnahmen einerseits und Entfremdung von der Partei verhindernde 

21 
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Weitere Informationen zu dieser Personengruppe in der Gesamtprojektbeschreibung hi er im 
Heft, vgl. Anm. 2. 
Hans Vorländer, Die Freie Demokratische Partei , in: Mintzei/Oberreuter, Parteien in der Bun­
desrepublik Deutschland, S. 266-318, hier S. 285 f. , 307-310. Das Datenmaterial zur FDP ist 
allerdings nur sehr bedingt zuverlässig. 



Rücksicht auf die Interessen der Mitglieder bei den politischen Inhalten andererseits -, 

war der von den eigenen Mitgliedern im Rahmen der allgemeinen Verbesserung der Le­

bensbedingungen mitvollzogene soziale Aufstieg, das Hineinwachsen in die Mittel­

schichten, zunächst eine den Funktionären unzugängliche, still unter den Fundamenten 

der Partei wirkende Größe.13 c) Die auf der hohen Parteiebene gewünschte soziale Öff­

nung der SPD in den späten sechziger Jahren bewirkte auf örtlicher Ebene zum Teil er­

hebliche soziale Umschichtungen, die dann in schwerste Konflikte um die politische 

Ausrichtung der Partei - vor dem Hintergrund unterschiedlicher Auffassungen und Er­

lebnisweisen vom Sinn und Inhalt einer Parteimitgliedschaft - führte."~ 

Neben der historisch im Nachhinein durchgeführten Sozialstrukturanalyse ist auf die ei­

gene Analysearbeit der Parteien im Zeitablauf zu achten. Das Selbstverständnis und der 

Anspruch, Mitgliederpartei zu sein, führte bei der SPD schon früh zu einer relativ aus­

führlichen Mitglieder- und auch Funktionärsstatistik. Allgemein können zugleich aus der 

Geschichte der Parteistatistik Aufschlüsse über die Selbstdefinition von Parteien gewon­

nen werden. 

Quellengrundlagen 

Das Forschungsprojekt hat durch den Zugang zu allen parteiinternen relevanten Materia­

lien der Bundes-, Bezirks- und Unterbezirksebenen25 der SPD eine wohl vollständige 

Kenntnis sämtlicher für die Sozialstruktur der Partei relevanten Quellen erreicht.16 Die 
Hauptquellen lassen sich wie folgt gliedern: 

a) Die Quartalsbeitragsabrechnungen der Parteibezirke für die Jahre 1946 bis 1974, mit 

Mitgliederzahlen und einer Fluktuationsstatistik, aus der für etwa drei Viertel aller 

SPD-Bezirke genügend zuverlässige Angaben für den Zeitraum 1947 bis 1965 zu gewin­
nen sind. 

Zu diesem Wandel knapp Heinz Westphal , in: Peter Lösche, Abschied von der Klassenpartei­
das Ringen der SPD um die Mittelschichten (einschließlich : Zur Diskussion des Referats von 
Peter Lösche), in: Dieter Dowe (Hg.), Kurt Schumacher und der". Teubau" der deutschen So­
zialdemokratie nach 1945. Referate und Podiumsdiskussion eines Kolloquiums des Ge­
sprächskreises Geschichte der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn am 12./13. Oktober 1995, 
Bonn 1996, S. 93-112, hier S. 111 f. 
Peter Lösche/Franz Walter, Die SPD. Klassenpartei, Volkspartei , Quotenpartei. Zur Entwick­
lung der Sozialdemokratie von Weimar bis zur deutschen Vereinigung, Darmstadt 1992, S. 
339-364 für München. 
Bezirke und Unterbezirke s in d hi storisch tradierte , heute aber meist den Gebietskörperschaf­
ten angepasste Gebietsgliederungen der SPD. Auf die meisten Bundesländer entfallen mehre­
re Bezirke. 
Für das zeithistorische Interesse und das Entgegenkommen ist dem ehemaligen Bundesge­
schäftsführer der SPD Franz Mlintefering, aber auch den Verantwortlichen der Bezirke und 
den i\·1itarbcitcrn verschiedener Archive zu danken. 
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b) Eine Statistik zur Sozialstruktur der Neumitglieder von 1955 bis 1973 auf Bezirks- und 

Bundesebene. 

c) Die zentrale EDV -Mitgliederkartei, die ab 1974 umfangreiche Daten liefert. 

d) Eine Vielzahl unvernetzter Einzelstatistiken aus verschiedenen Parteigliederungen, 

meist nur zu einem bestimmten Stichdatum. 

e) Gedruckte Rechenschaftsberichte und Protokolle zu Parteitagen verschiedener Ebe­

nen. 

f) Für die Mandatsträger: amtliche Handbücher der Parlamente, biographische Handbü­

cher, EDV-gestützte Datenbanken bei einigen Landtagsverwaltungen, Personalunterla­

gen zu den Parlamentariern in den Archiven der Landtage und des Bundestags, allgemei­

ne biographische Nachschlagewerke und einschlägige graue Literatur. 

Daten zu Mitgliedern und Funktionären werden mit dem Statistikprogramm Excel er­

fasst, solche zu Parlamentariern miteiner personenbezogenen Access-Datenbank, die mit 

Hilfe des Zentrums für historische Sozialforschung an der Universität Köln angelegt wur­

de. 

Perspektiven für eine Analyse der SPD-Sozialstruktur 

Nun ist nach den Möglichkeiten zu fragen, die sich für die Forschung aus den genannten 

Quellen ergeben. Obwohl die Literatur zur Sozialstruktur der SPD umfangreich ist, blieb 

der Quellenkorpus bei Studien, die die Mikroebene kleinräumiger Untersuchungen über­

stiegen, meist begrenzt. In der Regel wurden einige Standardmaterialien verwendet: die 

parteieigenen Angaben in den Jahrbüchern der SPD, Ausführungen zum Thema in Partei­

tagsprotokollen und bei Parteigliederungen eingeholte Informationen. Eher selten wur­

den aus der parteiinternen EDV-Kartei Daten herangezogen, die dann aber bruchstück­

haft und quellenkritisch meist unkommentiert blieben. ' 7 Die relativ wenigen von der SPD 

veröffentlichten Zahlen erschienen dadurch als faktisch gesichert und zutreffend. 

Dagegen erreichten örtliche und regionale Studien, die statistische Parteiberichte, Bevöl­

kerungsstatistiken, biographische lndividualdaten, ereignisgeschichtliche Hintergründe 

usw. einbezogen, eine hohe Informationsdichte.'8 Im Vergleich dazu stößt das Projekt, 

das alle einmal parlamentarisch vertretenen Parteien behandelt, trotzseiner relativ hohen 

Arbeitskapazitäten hier rasch an Grenzen. So können weder die zum Teil überlieferten 

Urdaten von Mitglieder- und Funktionärskarteien der SPD aggregiert, noch die oft in 
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Als Beispiel unter den ausführ! icheren Darstellungen: Lösche/Walter, Die SPD, S. 131-173. 
Lösche. Abschied. Als Regionaluntersuchung Bernd Faulenbach/Günther Högl/Karsten Ru­
dolph (Hg. ), Vom Außenposten zur Hochburg der Sozialdemokratie. Der SPD-Bezirk \Vestli ­
ches Westfalen 1893- I 993, Essen 1993. 
Die Erkenntni smöglichkeiten einer Detailstudie zeigen sich bei spielsweise in Bovermann, 
Das "rote " Rathaus . 



städtischen, staatlichen oder SPD-Archiven liegenden, meist unvollständigen Teilstatis­

tiken von Untergliederungen der Partei zu einer allgemeinen Statistik der SPD zusam­

mengezogen und hochgerechnet werden. Das Projekt setzt vielmehr auf der Bundesebene 

der Partei an, erhebt die zentralen Parteistatistiken und wiederholt diesen Arbeitsschritt 

im Rahmen der vorhandenen Zeit- und Finanzressourcen auf den nächsttieferen Partei­

ebenen. Gewonnen wird damit eine Makrostatistik, die bis einschließlich der Bezirksebe­

ne der SPD, d.h. unterhalb der Länderebene, reichen wird . 

Ein großer Gewinn liegt im langen Untersuchungszeitraum und der so erreichten Gegen­

wartsnähe der Datensätze. Damit wird die Perspektive üblicher Zeitgeschichtsschreibung, 

die sich in der Regel maximal innerhalb der allgemeinen dreißigjäluigen Archivsperrfrist 

an die Gegemvart heranwagt- derzeit also bis 1969 -, ausgedehnt. Für die frühe und mittle­

re Bundesrepublik können auf diese Weise Ergebnisse der Sozialstrukturanalyse der SPD 

bereits vor dem Hintergrund der späteren Entwicklung beurteilt werden, ein wichtiger 

Schritt für die Zeitgeschichte, der, durch fehlenden Quellenzugang bedingt, oft die Erweite­

rung der Sehweise und Urteilsmöglichkeiten durch das, was danach kam, fehlt. 

Die absoluten Mitgliederzahlen der SPD sind zwar zum guten Teil schon mehrfach publi­

ziert. Dennoch können einige Verfeinerungen durch geschlossene Zahlenreihen, die nun 

durchweg nach dem Geschlecht differenziert sein werden, erreicht werden. Die Mitglie­

derstatistik der SPD war bis Ende der sechziger Jahre ein Nebenprodukt der differenzier­

ten Beitrags- und Finanzstatistik. Diese war von hoher Bedeutung, erreichte die SPD 

doch durch ihr Beitragseinkommen als Mitgliedermassenpartei eine hohe Unabhängig­

keit im politischen Kräftefeld, entging sie dadurch dem potentiellen Druck hin zu einer 

Mediatisierung durch Verbände und Geldgeber. Eine Datenkorrektur durch das Abglei­

chen von Mitgliederzahlen und Beitragseinnahmen wird angestrebt, erfordert allerdings 

den Nachvollzug schwieriger parteiinterner Verwaltungsverfahren. Sie liefert Annähe­

rungswerte für die Spann breite, in der sich mögliche Zahlenabweichungen be\vegen. Zu­

gleich ergeben sich qualifizierende Erkenntnisse über das Wesen der Parteimitglied­

schaft in verschiedenen Phasen der Bundesrepublik: Während heute in der Statistik nahe­

zu ausschließlich Beitragszahler als Mitglieder geführt werden - das Mahnverfahren bei 

Nichtzahlung und der Ausschluß nach mehrmaliger Mahnung ist technisch einfach und 

läßt sich zentral organisieren-, ergeben sich für diefünfzigerund sechziger Jahre bis zu 

zehn Prozent nichtzahlende Personen, die als Mitglieder geführt \Vurden. 29 Zum größten 

Teil verbarg sich dahinter die Absicht von Ortsvereinen, ihre Mitgliederzahl höher als tat­

sächlich gegeben erscheinen zu lassen. Zugleich drückte sich darin aber die noch vorhan­

dene Milieugebundenheit der SPD aus: Zahlungsunwillige oder -unfähige Sozialdemo­

Ia·aten konnten im örtlichen Zusammenhang weiter als Mitglieder empfunden werden 

und blieben in der Kartei, wie sporadische Berichte aus der Parteiführung vermerkten. ' 0 

Die Kassierungsquote, die die Beitragsabgerechneten unter den regi strierten Mitgliedern an­
gibt. pendelte um die neunzig Prozent. 
Archiv der sozialen Demokrati e (AdsD), SPD-PV 5904 (Redeentwurf Alfred Naus, wahr-
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Das Interesse der SPD an einer sozialstruktureilen Analyse ihrer Mitglieder und Funktio­

näre war in der frühen Bundesrepublik durchaus ausgeprägt, fand seine Grenzen aber 

zum einen im statistischen Instrumentarium, zum anderen in konzeptionellen politischen 

Prägungen der Sozialdemokratie. So wurde zum Beispiel die Konfessionszugehörigkeit 

als privat bewertet- man muss das als einen inhärenten Abwertungsvorgang und eine im­

plizite Verhaltensanweisung an die Mitglieder hinsichtlich Kirchlichkeit sehen - und da­

her nicht erfragt. 

Schon bald nach 1945 sollten die Bezirke die Zahl arbeitsloser und invalider Mitglieder 

für den Parteivorstand ausweisen, ein Reflex auf die damalige wirtschaftliche und soziale 

Situation. Beide Statistikkategorien wurden bis 1973 fortgeführt, aber nur wenige Bezir­

ke machten dazu Angaben, die daher wohl nur begrenzt zu systematisieren sind. Sie wür­

den aber eine kleine Sonderuntersuchung rechtfertigen, in der auch der unterschiedliche 

historische Stellenwert der Zusammenhänge zwischen Parteimitgliedschaft, Wählerbe­

wegungen und Arbeitslosigkeit zwischen Weimarer und Banner Republik zu bewerten 

wäre. Erst seit 1985 enthält dann die Mitgliederstatistik der SPD erneut die Rubrik "ar­

beitslos". 

Der Parteivorstand drängte in der Wiederaufbauphase der Partei nach Kriegsende die Un­

tergliederungen, Analysen über die Zusammensetzung der Mitglieder anzufertigen. 1949 

sollten dazu alle Bezirke Datenmaterial einreichen, folgten dieser Anregung jedoch nur 

zum Teil und oft erst spät bis 1952. Dennoch ist dieses Material bis weit in die sechziger 

Jahre hinein die einzige umfangreichere Sozialstatistik, die die Mitglieder insgesamt zu 

erfassen versuchte. Es ist daher von hohem Wert. Einzelne Parteibezirke bemühten sich 

allerdings um zusätzliche Daten, die aber nur selten überliefert sind .31 

Von Anfang an wurde regelmäßig nach den Gründen der Mitgliederfluktuation gefragt 

(eingetreten, zugezogen, ausgetreten, verzogen, verstorben, wegen Beitragsrückstandes 

gestrichen, selten: ausgeschlossen), die Angaben dazu sind einigermaßen umfangreich 

überliefert und geben eine tragfähige Datenbasis für Analysen ab. Für 1950 bis 1954liegt 

zudem eine Sondererhebung für alle Großstädte vor. Diese Daten, die von der Partei nicht 

veröffentlicht wurden und bis heute weitgehend unbekannt geblieben sind, sind wertvoll: 

Hinter nominell gleichen Mitgliederzahlen konnte sich Stagnation oder eine hohe Fluk­

tuation verbergen. Die soziale Bindekraft der Partei in die Gesellschaft hinein kann über­

haupt erst mit den Fluktuationsziffern, nicht allein mit den absoluten Mitgliederzahlen, 

beurteilt \verden. Weiterhin sind hier Informationen zur Frage der Überalterung der Par­

tei (geringe Eintrittszahlen), zur zeitweise erheblichen räumlichen Mobilität von Partei­

mitgliedern und schließlich zur Datenkorrektur durch die Parteiverwaltungen (Kategorie: 

w·cgen Beitragsrückstand gestrichen) zu gewinnen. 

scheinlieh 1948), 5133 (Sitzung Kontrollkommission 19./20. Nov. 1948) ; SPD-PY (NB ) 
3987, Berichte über Bezirk Franken 1961. 

31 So hat der Landesverband Berlin seine Mitgliedschaft Mitte der fünfziger Jahre periodisch 
analysier1. die Quellenüberlieferung der Ergebni sse war aber bi ·her noch nicht aufzufinden. 
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Vor der Verfügbarkeil moderner EDV -Instrumentarien gelang es nicht, eine fortlaufende 

Sozia1strukturstatistik zu führen, hätten dafür doch in periodischen Abständen von allen 

Mitgliedern umfangreiche Angaben zu ihrer sozialen und wirtschaftlichen Situation ein­

gefordert werden müssen. Immerhin organisierte die SPD ab 1955 eine solche Statistik 
für ihre Neumitglieder, für die entsprechende Angaben anläßlich des Parteibeitritts ohne 

großen Zusatzaufwand erhoben werden konnten. Zur Veranschaulichung ist auf der Fol­

geseite ein Auszug dieser Statistik für den Bund wiedergegeben. Dieses Zahlenmaterial 

wurde in denJahrbüchernder SPD publiziert, allerdings wurden dafür die ursp1iinglich in 

einer Kreuztabelle miteinander verschränkten Alters- und Berufsangaben entflochten, so 

dass aus den Jahrbüchern zwar beispielsweise die Anzahl der neueingetretenen Arbeiter, 

nicht aber mehr deren Altersaufbau zu entnehmen ist. Durch die Publikation der ur­

sprünglichen Tabelleninhalte soll dieser Informationsverlust rückgängig gemacht wer­

den. Denn mit den Neumitgliedern wird der sozialstruktureile Wandel der Partei , wenn 

auch nicht vollständig - es fehlen die Ausgetretenen und Verstorbenen - , so doch in we­

sentlichen Bereichen erfasst. 

1966 fülu·te die CDU eine detaillierte zentrale EDV -Kartei ein und überflügelte die SPD 

auf dem Gebiet der Mitglieder- und Funktionärsstatistik bei weitem. Dieser Vorgang war 

ein wichtiges Element im Modcrnisierungsprozeß der CDU. 32 Nach mehrjährigen Vorar­

beiten zog die SPD 1974 bei der Statistik gleich, wenn sich auchbeideZentrale Mitglie­

derkarteien (im Folgenden "ZMK" abgekürzt) in ilu·en Kategorien zum Teil unterschie­

den. Der kleine Expertenkreis, der innerhalb der SPD die ZMK technisch und organisato­

risch vorantrieb, verband mit der Neuerung zunächst geradezu euphorische Erwartungen 

hinsichtlich der Erweiterung des politischen Handlungsspielraums durch eine ZMKY 

Neben der Konkurrenz zur CDU muß darin eine wesentliche Motivationsquelle für die 

Einführung der ZMK gesehen werden. Erhofft wurde beispielsweise, aufgrund der Daten 

der ZMK den Kontakt zwischen oberen Parteigliederungen und den Mitgliedern intensi­

vieren, zielgenau je nach tagespolitischen Aktualitäten spezifische Untergruppen der 

Mitglieder ansprechen, informieren und aktivieren, beziehungsweise ihre beruflichen 

und sonstigen Qualifikationen instrumentalisieren zu können. In diesem Ansatz lagen 

durchaus auch partizipatorische Chancen, eine Verdichtung der innerparteilichen Kom­

munikation wurde angestrebt, die allerdings als von der Parteispitze nach unten laufend 

gedacht v.:ar. Zugleich sollte die angestrebte wissenschaftliche Auswertung der Mitglie­

derstruktur in Zukunft eine nach sozialen Merkmalen ausgerichtete Mitgliederwerbung 

erlauben. Letztlich stand dahinter als Vision die Beeinflussung der Sozialstruktur der 

SPD durch die Partei selbst. 

Vgl. zur CDU \'Vulf Schönbohm, Die CDU wird moderne Volkspartei. Selbstve rständni s. Mit­
glieder, Organi sation und Apparat 1950-1980, Snlltgart 1985. 
Quellen dazu im AdsD. SPD-PY (NB), Abt. Organisat ion, u.a. 6327. 
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Diese technokratischen Gestaltungssehnsüchte entsprachen der allgemeinen Entwick­

lung der empirischen Sozialforschung der späten sechzigerund frühen siebziger Jahre, 35 

erledigten sich jedoch weitgehend durch die verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten, die 

ZMK in ihren Kategorien genügend fein zu differenzieren, diese Daten dann auch tat­

sächlich von den Mitgliedern und Funktionären zu erheben und vor allem fortlaufend zu 

pflegen, d.h. aktuell zu halten. Heute, aus inzwischen nahezu dreißigjähriger EDV -Erfah­

rung und EDY-Ernüchterung heraus geurteilt, würden die damaligen Ziele höchstens 

durch Internetanschluß für jedes Parteimitglied bei andauerndem und gleichbleibend ho­

hem Engagement, also Datenmeldefreudigkeit, aller Mitglieder zu realisieren sein. Sie 

bleiben illusorisch. Auch innerhalb der SPD-Führung schwankte denn auch das Interesse 

an der statistischen Arbeit im Zeitverl auf.36 

Die Inhalte der ZMK der SPD gingen bisher nur in geringem Umfang und in vienigen Fäl­

len in die Forschungsliteratur ein und werden daher sehr weitgehend in der geplanten 

Publikation veröffentlicht. Die ZMK enthält für die Zeit 1974 bis 1990 Informationen zu 

den Kategorien Zahl der Mitglieder, Alter, Jahr des Parteieintritts, Beschäftigungsver­

hältnis, d.h. berufliche Stellung, Beruf nach zusammenfassenden Oberbegriffen, Ge­

werkschaftszugehörigkeit sowie Funktionsträger der Partei. Alle Angaben werden nach 

dem Geschlecht differenziert und in absoluten und Prozentzahlen ausgewiesen. Ein mit 

der Quelle nahezu identisches Beispiel für die Gesamtpartei 1974 ist auf den zwei folgen­

den Seiten wiedergegeben. Die Originalstatistik ist äußerst umfangreich, da sie das im 

Beispiel ausgewiesene Kategorienschema für jede Unterkategorie wiederholt, also etwa 
in einem eigenen Blatt alle männlichen Bergleute als Ausgangsgröße nimmt und dann 

nur für diese Alter, Eintrittsjahr, Beschäftigungsverhältnis, Funktion in der Partei usw. 

ausweist. Allerdings sind diese Differenzierungen nach derzeitigem Kenntnisstand sehr 

unvollständig überliefert: Die EDY-Kartei wurde jeweils am Jahresende nur in damals 

interessierenden Auszügen ausgedruckt, die eigentlichen Daten wurden später über­
schrieben oder gingen auf inzwischen veralteten Speichermedien praktisch verloren- ein 
Beispiel für die Quellenüberlieferungsproblematik neuer Ivledien . 

Die sich aus der ZMK ergebenden Auswertungsmöglichkeiten für eine sozialgeschicht­

lich orientierte Parteiengeschichte liegen angesichts der Fülle und Differenziertheil der 

Daten auf der Hand. Unter anderem kann mit der ZMK auch die weiter vorn erwähnte, 

seit 1955 geführte Sozialstrukturstatistik der Neumitglieder über 1974 hinaus bis 1990 
fortgeschrieben werden. 

Lutz Raphael, Die Verwissenschaftlichung des Sozialen als methodische und konzeptionelle 
Herausforderung für eine Sozialgeschichte des 20 . Jahrhunde11s, in: Geschichte und Gesell ­
schaft 22 ( 1996) S. I 65 -1 93, hier S. 177 !T. Auch Thränhardt, Geschichte , S. I 56 f. 
Darunter litt die Ablage und Aufbewahrung der ZMK-Unterlagcn. Erst nach längeren Such­
und Rechercheanstrengungen konnte der inz\vischen hi stori sche Bestand der Z.MK bis 1990 
von den Projektmitarbeitern überhaupt aufgefunden werden. 
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Zentrale Mitgliederkartei der SPD 

Erhebungsjahr 1974, Gesamtpartei -

(Quelle: EDV -Ausdruck im Erich­

Oilenhauer-Haus, Bonn) 

i Art der Angabe I absolut % 

Mitglieder : 

insgesamt 990.682 100,00 

männlich 795.136 80,26 

weiblich 195.546 19,73 

Alter 

I Bis 21 Jahre 43.717 : 4,41 
- - ----

22-25 Jahre 
! 

63.024 I 6,36 

26-30 Jahre 89.463 9,03 
. -

I J1 -35Jahre 11 ,08 

136-40 Jahre II ,21 

41-50 Jahre 198.073 19,99 

I 

' i 

r-----------~r ---r-------~ 
! 51-60 Jahre 151.286 15,27 

61-70 Jahre 125.233 12,64 

71 Jahre und älter 38.738 3,91 

' Ohne Angaben 60.246 6,08 
----

Eintrittsjahr 

1881 - 1900 3.539 0,35 
-

1901-1914 26.630 2,68 

1915- 1918 2.1 53 0,21 

1919- 1933 I 31.720 I 3,20 
----

1934- 1944 652 ' ' 
0,06 I 

1945- 1949 92.459 I 9,33 
- -

1950-1959 120.392 12, 15 
--· 

1960-1963 78.013 I 7,87 

I 1964- 1968 I 
-

173.420 17,50 

1 1969- 1971 I 195.818 19,76 
·-Rffi= ---------,-----'---' 153.703 15,51 

67.952 6,85 

f1974 " 44.172 4,45 

· Ohne Angaben 
--~------~------~ 

0 0,00 

Beschiiftlg~~~;äl~ 
Art der Angabe .. ___ I_ aJ_Jsol ut T%1 

· Angestell_tc I 231.707 23,38 

Arbeiter I Fachar-
beiter 

Beamte 

Berufssoldaten 

Hausfrauen 

Landwirte 

Lehrlinge 

Rentner/Pensionäre 

• Schüler/Studenten 

Selbständige 

C2hne Angaben 

Beruf " 
f-------------- . I . 

Pfl rr anzen 1ere 

, Bergleute!Miner i 
Baustoff 

Chemiearbeiter 
-- --

Kunststoff 

Papier 
--

Drucker/Setzer 

Schreiner 
-- - -

Metall-Branche 
I 

KFZ-Branche 
·- · 

Elektro-Branche 

Textil-Branche 

Leder-Branche 

Bäcker/Konditor I 
Fleisch/Fisch 

Maurer/Beton 
r----

i Raumaustartung 
.. 

27 ,36 

93.265 9,41 

4.920 0,49 

94.805 9,56 

2.492 0,25 

12.369 1,24 

119.405 12,05 
-- -------

47.619 6,25 

111.067 4,80 

51.059 5,15 

9 435 0 9 -) 

13 .128 I 1,32 

4.353 0,43 
---

3.830 0,38 

559 0,05 

I 
-- ... 

356 0,03 

7.192 0,72 
----- ---

15 .182 1,53 
! 

79.983 ; 8,07 

11.154 1,12 

14.735 I 1,48 
.... 

5.546 0,55 

1.812 0,1 8 

2.450 0,24 
-

4.239 0,42 
.. .. . ---

31.765 3,2o 1 

11.014 I 1, 11 i 

. Warenprufung/ l 3.044 0,30 
· Versand ____ -------t----------1 

Heizer/Maschinist 5.253 _0~ 
l-H __ i I_fs_a_rb_e_it_e_r ------t---2_.0_5_1-----i-·0,20 j 

Architektllngenieur/ 40 .
586 4 09 

1 Techniker ' __ --, 

Chemiker/Physiker/ ---:~·- ' 
'k 3.379 0,34 

1 
Mathemall ·er 

Die Originalstati stik führt zusätzlich 59 Personen mit Eintrittsjahr nach 1974 an . Dabei han­
delt es sich um Meldcfehler.. die nach ihrer Größenordnung zu vcrnach!iissigen sind . 
1974 verwendet die Statistik nur männliche Berufsbezeichnungen. 
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- - · - - --- ---·- I 

Beschäftigungsverhältnis 

Art der Angabe -~ - absolut 
--- --~--~----r---~ 
Dolmetscher/ I I 
Bibliothekar 

1
·
066 

Gewerkschaft 
f-

I Art der Angabe absolut 9'o 

DAG II. 757 1,18 

DPG 7. 851 0,79 

11.434 1 

. - ··-
Bank/Versicherung 

Übrige Kaufleute 

Verkehrffransp01t 

Post 

Lagerverwaltung/ 1 

54.214 

18.499 

Hauswirtschaft l 29
·
980 

---~r---~---~ 
: Unternehmer/ I 
, Organisation/ 7.728 
I Steuerberater ; 
~~-.e-r·a-r-be-i-tu_n_g-+j --I.-5_5_6~---~ 

Büro/Verwaltung I 86.312 

I Polizeiangehörige I 0.683 I 
,---~-~-+----~~---~ 
I Sicherheitswahrer 9.017 
1 

Rechtswahrer/ 
Rechtsberater 

5.612 0,56 I 

Journalisten 2.731 ':-~:~~ I Künstler 3.014 
--:·; 

Arzte/ Apotheker 3.205 0,32 
···--

Übrige Gesundheit 7.528 0,75 
···--

I . Sozialpllege I 4.336 0,43 

I Lehrer/ 
Hochschullehrer 

24.851 2,50 

Seelsorger 895 0,09 

Hotel/Gaststätten 8.966 0,90 

I Hauswirtschaft 1.130 0.11 

I GDED 

GEW 
r---·-· 
GGLF 

HBV 

GHK 
f---·· 
GK 

'-- · 

GL 

I NGG 

ÖTV 

I ~~= -..•.... -. 
~ E 

~ ~: n •n 

. IGM 
- ... . 

I Ohne Angaben 
. .m 

!---- . 
Ortsvereins-
Vorsitzender 

Krei sverbands-
Vorsitzender 

, Unterbezirks-

12.704 I 1,28 

I 11.316 1,14 

1.504 0,15 

7.261 I 0,73 
·-· 

i 4.273 0,43 

519 I 0,05 

907 I 0,09 ... 

5.004 i 0,50 
···~-

8 1.719 I 8,24 

4.295 0,43 I 
I 4 .089 I 0,41 

20.208 2,03 

I 
24.029 2,42 

16.923 1,70 

5.889 0,59 

I 78.272 I 7,90 

692.162 i 69,86 
-

' 

Funktion 
! 

8.825 0,89 
I - . 

292 0,02 

! 

I 293 0,02 

r- . ~.2il Körperpllege 

Mithelfende Fami-
0,00 I I lienangehörige 

LVorsitzender 

Bezirks-
44 0,0; l 

Vorsitzender 
·-

I LehrlinQ.e/ 11.605 1, 17 
Umsc~ü_ler 

Arbeiter/ 
56.912 5,74 i Angestellter/ usw. 

,. 
j Reinigungsberuf 2.325 0,23 

! S on s tig~- B~~ufe I 15.458 1,56 

[ Ohne ·A~gaben I 327.720 
I ·- -

33,08 
I r -
L 

Ortsvereins-
9.782 0,98 

Kassierer --
I 

Kreisverbands-
200 0,02 

' Kassierer 
·- ---I Unterbezirks- 176 I 0,01 

Kassierer 

14 0,00 Bezirks-Kass ierer 

Orts~ereins- _j_ 27.146 ? 74 
BeiSitzender - , 

- - -

Solche Arbeiter und Angestellten , für die keine Berufsspezifikation vorlag . 

Dies sind die Nicht-Gewerkschafts-mitglieder oder Mitglieder, die ihre Gewerkschaftsmit­
gliedschaft nicht registriert sehen wollten . 
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I Funktion 
I 
1 Art der Angabe absolut 

J Kreisverbands- 2.253 
f Beisitzender 

1 
L nterbeZJrks-

2.555 
i Beisitzender 
-----
; Bezirks-

285 · Beisitzender 

: Sonstige im 
25.478 ; Ortsverein 

! Sonstige im 
i Kreisverband 2.489 

·-----

/ Sonstige im 
1 Unterbezirk 

3.905 

! Sonstige im Bezirk 651 

-· 

I 

I 

···--

% 

0,22 

0,25 

0,02 
------

2,57 

0,25 

0,39 

0,06 

Einschränkungen des positiven Befunds er­

geben sich aus der begrenzten Qualität der 

Daten. Grundsätzlich gingen in die ZMK 

die beim Parteieintritt erhobenen Angaben 

ein und wurden dann von Jahr zu Jahr ohne 

Änderungen übertragen, also nicht aktuali­

sielt. Zuverläßig sind nach diesem Verfah­

ren die Informationen zur absoluten Mit­

gliederzahl, zum Geschlecht, Alter und Par­

teieintrittsjahr. Die Gewerkschaftsrichtung 

dürfte in der Regel zutreffend sein, da indi­

viduelle Wechsel von Gewerkschaft zu Ge­

werkschaft selten sind. Spätere Gewerk­

schaftsaustritte sind allerdings nicht zu er-

fassen , wenn sie vom Mitglied nicht gemel­

det wurden. 

Problematisch sind vor allem die Angaben zu Beruf und beruflicher Stellung, da die ge­

samte berufliche Mobilität nur sehr bedingt erfasst wurde. So kann im Prinzip ein 1974 

als Student eingetretenes Mitglied noch heute in dieser Kategorie geführt werden, wenn 

es seine spätere Berufskarriere nicht nachmeldete. Methodisch nimmt die Verzerrung in 

der Statistik zu, je mehr die gesamtgesellschaftliche Berufsmobilität steigt und ebenso, 

wenn überwiegend junge Personen in die Partei aufgenommen werden, da bei diesen der 

Berufsweg eher Veränderungen unterliegen wird . Beides trifft, wenn auch unterschied­

lich, für die Jahre seit 1974 bis 1990 zu. In diesen methodischen Einschränkungen liegt 

die Ursache dafür, dass die Parteienforschung und die Partei selbst besonderes Augen­

merk auf die Sozialstruktur der Neumitglieder richteten, für die die Berufsmerkmale je­

weils aktuell vorlagen. 

Mit zvvei Argumenten läßt sich dennoch für die relative Aussagekraft der Berufsstatisti­

ken plädieren. Erstens: Die Statistik ist in bestimmten Jahren zuverlässiger, so gerade in 

den ersten Jahren ihrer Einführung, da in einem gewissen Umfang anläßlich ihrer Anlage 

Urdaten vor Ort nacherhoben, das heißt, aktualisiert wurden. Ebenso können von einzel­

nen Parteigliederungen hin und wieder durchgeführte Karreibereinigungen für eine 

räumlich begrenzte Kontrolle der Datenqualität herangezogen werden. Zweitens: Die ge­

stiegene gesamtgesellschaftliche Berufsmobilität muss differenziert betrachtet werden. 

So besaß die individuelle berufliche Stellung selbst in den siebzigerund achtziger Jahren 

der Bundesrepublik noch eine hohe Beharrungskraft.J 1 Ein individuell einmal eingenom-

J l 
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Rainer Geißler, Die Soz ialstruktur Deutschlands. Ein Studienbuch zur gesell schaftlichen Ent­
wicklung im geteilten und vereinten Deutschland, Bonn 1992, S. 200. Dagegen hat offen bar ­
das Zahlcnmaterial ist methodisch nicht leicht zu bewerten - die Intergenerationenmobilität 
im Verlauf der bundesrepublikanischen Entwicklung erheblich zugenommen. 



mener Arbeiter- oder Angestelltenstatus etwa ließ sich auch in dieser Zeitphase nicht 

leicht überwinden . Bei den einzelnen Berufskategorien allerdings ist von einer höheren 

individuellen Wechselquote auszugehen. Doch hier wurde ebenfalls die Grenze zwischen 

größeren, je nach Fragestellung der Parteienforschung aufzusummierenden Berufsgrup­

pen - beispielsweise Dienstleistungsberufe- wohl nicht allzuhäufig überschritten. Ge­

nauere Interpretationen des Zahlenmaterials werden aber sicher einige methodische Raf­

finesse und Vorsicht erfordern. Für die Publikation werden die Daten möglichst quellen­

nah aufbereitet, weil nur so späteren Nutzern, deren Fragestellungen heute nicht abzuse­

hen sind, eine maximale Verwendungsbreite der Informationen auf lange Sicht hin 

ermöglicht werden kann. 

Aussagekräftig ist die in der ZMK enthaltene Funktionärsstatistik, da in gesonderten 

Blättern auch für die Funktionäre alle Unterkategorien wie Alter, Gewerkschaftszugehö­

rigkeit usw. ausgewiesen \Verden. Vergleichbare Daten können für die Zeit vor 1974 aus 

anderen, verschiedenartigen Quellen nur äußerst begrenzt angegeben werden. Allerdings 

hat die SPD in einigen Sondererhcbungen, so für 1956 und 1957, zumindest die Anzahl 

ihrer Sekretäre und deren politische Ämter bis auf die Ebene der Unterbezirke herab er­

fasst. 

Die Informationen aus den bisher beschriebenen Hauptquellen lassen sich zum Teil durch 

eine Vielzahl von Einzelstatistiken aus verschiedenen Parteigliederungen, die selbstän­

dig oder auf Initiative höherer Parteiorgane durchgeführt wurden und Momentaufnah­

men der jeweiligen Sozialstruktur enthalten, ergänzen. Auch gedruckte Materialien wie 

Parteitagsunterlagen und Rechenschaftsberichte unterer Parteiebenen tragen dazu bei. 

Diese Statistiken haben den Nachteil geringer Systematik und Vergleichbarkeit unterein­

ander und mit anderen Parteien, werden aber bei genügender Relevanz gesammelt, weil 

sie in ihrer Summe zu weiterreichenden Aussagen über die Sozialstruktur besonders vor 

1974 beitragen können. Auf diesem Weg \Vird der bisherige Forschungsstand zur .Mit­

gliederstruktur weit übertroffen werden, wenngleich die erreichbare Datendichte derzeit 

noch nicht ganz abgesehen werden kann. 

Grundsätzlich zielt die geplante Publikation jeweils auf statistische Gesamtcrhcbungen, 

wodurch wissenschaftliche Untersuchungen zur SPD, die sich auf dieses Zahlenmaterial 

stützen werden, eine verläßliche empirische Basis erhalten. Eine ganz andere wichtige 

Quellengattung auch zur Sozialstruktur stellen dagegen repräsentative Befragungen dar. 

Ihre Zahl und ihre Bedeutung nehmen im Zeitverlauf zu, doch hat die SPD bereits in den 

frühen fünfzigerJahrenauf dieses Instrument zurückgegriffen.41 Ihr Vorteilliegt in der 

Vielzahl der Erhebungskriterien, mit denen neben den eher klassischen Sozialstrukturdi­

mensionen auch Einstellungen, kulturelle Muster, politische Verhaltensweisen und vie-

Bei;;pielsweise liegt für 1954 eine ausführliche Repräsentarivbefragung des Bezirks Schles­
wig-Holstein vor. Ein Großteil der politologischen Forschung bedient sich zudem der Rcprä­
scntati vbefragung, vgl. etwa Michael Th. Grevcn, Parteimitglicdcr. Ein empirischer Essay, 
Opladen 1987 . 
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les mehr in ihrer Kombination und Verflochtenheit erfasst werden können . Ihr Nachteil 

besteht in der oft geringen Zahl Befi"agter, woraus sich die Problematik der Repräsentati­

vität und damit Aussagekraft ergibt, und meist in der Einmaligkeit der Erhebung gegen­

über der Kontinuität der Parteistatistiken. 

So sehr das Zusammenziehen beider Quellengattungen an sich zu wünschen wäre, lassen 

sie sich jedoch methodisch und darstellerisch nicht mit einander verzahnen. Die zeitge­

schichtliche Parteienforschung wird aber auf beide zurückzugreifen und die je spezifi­

schen Ergebnisse zu verschränken haben. Um das zu erleichtern, werden innerhalb der 

Projektarbeit wichtige, von der SPD selbst initiierte Repräsentativerhebungen gesam­

melt, so dass zumindest auf sie verwiesen werden kann. Es bleibt noch zu entscheiden, ob 

ein Teil der dort enthaltenen tabellarischen Informationen, methodisch genau ausgewie­

sen, ergänzend in die Publikation aufgenommen wird. Zu denken ist an anders nicht zu 

erschließende Kategorien wie Familienstand und Einkommenshöhe, wie sie beispiels­

weise in der umfassenden infas-Kommunikationsstudie von 1977 abgebildet wurden."3 

Die statistischen Ergebnisse zur Sozialstruktur der SPD werden zum einen Teil in parteien­

vergleichenden Tabellen, zum anderen Teil in einem thematisch gegliederten und kommen­

tierten eigenen Kapitel der Gesamtpublikation des DFG-Projekts dargestellt. Zusammen mit 

dem Material zu den anderen Parteien der Bundesrepublik Deutschland wird sich daraus eine 

zuverlässige und umfangreiche Datenbasis für eine in sozialgeschichtlichen Perspektiven ar­

beitende Parteienforschung ergeben. 

"' AdsD, infas-Report 1977, zwölf Teilbände mit verschiedenen Untertiteln. 
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